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Amtsblatt 
der Stadt Merseburg 
 

 
 

 

 

Bekanntmachungen  
 
 

 
Neufassung der 

Satzung der Stadt Merseburg über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen und den Ersatz von 
Auslagen und Verdienstausfall für ehrenamtlich tätige Einwohner vom 02.12.2024 

(Aufwandsentschädigungssatzung) 
 
Aufgrund der §§ 8, 35 und 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) in der zurzeit gültigen Fassung und der Verordnung über die 
Entschädigung bei ehrenamtlicher Tätigkeit in den Kommunen (Kommunal-Entschädigungsverordnung - 
KomEVO) vom 29.05.2019 (GVBl. LSA S. 116) in der Fassung vom 12.06.2024 (GVBl. LSA S. 165) hat der 
Stadtrat der Stadt Merseburg in seiner öffentlichen Sitzung am 28.11.2024 folgende Satzung beschlossen: 
 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 
 

Diese Satzung regelt die Gewährung von Entschädigungen bei ehrenamtlicher Tätigkeit in der Stadt 
Merseburg. Entschädigungen im Sinne dieser Satzung sind die Aufwandsentschädigung und der Ersatz des 
Verdienstausfalls. Die Aufwandsentschädigung ist der pauschalierte Ersatz der notwendigen baren 
Auslagen und sonstigen persönlichen Aufwendungen, die sich aus der mit der ehrenamtlichen Tätigkeit 
verbundenen unvermeidbaren besonderen Verpflichtung ergeben. Ehrenamtliche Tätigkeiten im Sinne 
dieser Satzung sind kommunale Ehrenämter und sonstige ehrenamtliche Tätigkeiten für die Stadt 
Merseburg. 

Teil 2 
Aufwandsentschädigung 

 
§ 2 

Gewährung der Aufwandsentschädigung 
 
(1) Die Aufwandsentschädigung wird als monatliche Pauschale gewährt. Neben einer monatlichen 

Pauschale wird ein Sitzungsgeld oder eine anlassbezogene Pauschale, sofern dies diese Satzung 
vorsieht, gewährt. 
 

(2) Die monatliche Pauschale ist am ersten Tag des Monats im Voraus zu zahlen. Das Sitzungsgeld und die 
anlassbezogene Pauschale sind vierteljährlich zu zahlen. 

 
(3) Eine höhere Festsetzung einer monatlichen Pauschale gilt ab dem ersten Tag des Monats, in dem die 

Satzungsänderung in Kraft tritt. Eine niedrigere Festsetzung einer monatlichen Pauschale kann 
frühestens am ersten Tag des auf die Beschlussfassung über die Satzung folgenden Monats wirksam 
werden. 
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(4) Entsteht oder entfällt der Anspruch während eines Kalendermonats, ist die monatliche Pauschale für 

jeden Tag, an dem kein Anspruch besteht, um ein Dreißigstel zu vermindern. 
 

§ 3 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder der Vertretung 

 
(1) Die monatliche Pauschale der Aufwandsentschädigung für ein Mitglied der Vertretung beträgt 155 €. 

 
(2) Dem Vorsitzenden der Vertretung ist eine zusätzliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 295 € zu 

gewähren. Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden der Vertretung für einen zusammenhängenden 
Zeitraum von mehr als drei Monaten wird dem Stellvertreter für die über drei Monate hinausgehende 
Zeit eine Aufwandsentschädigung bis zur Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt. Die 
Aufwandsentschädigungen dürfen, auch soweit sie im Verhinderungsfall nebeneinander gewährt 
werden, insgesamt die Höhe derjenigen des Vertretenen nicht übersteigen. Die 
Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsfall wird nachträglich am ersten Tag des folgenden 
Monats gezahlt. 

 
(3) Dem Vorsitzenden eines Ausschusses und dem Vorsitzenden einer Fraktion ist eine zusätzliche 

Aufwandsentschädigung in Höhe von 155 € zu gewähren. Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden 
eines Ausschusses oder einer Fraktion für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als drei 
Monaten wird dem Stellvertreter für die über drei Monate hinausgehende Zeit eine 
Aufwandsentschädigung bis zur Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt. Die 
Aufwandsentschädigungen dürfen, auch soweit sie im Verhinderungsfall nebeneinander gewährt 
werden, insgesamt die Höhe derjenigen des Vertretenen nicht übersteigen. Die 
Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsfall wird nachträglich am ersten Tag des folgenden 
Monats gezahlt. 

 
(4) Sitzungsgeld ist für die Teilnahme an Sitzungen der Vertretung, der Ausschüsse der Vertretung und der 

Fraktion der Vertretung zu gewähren. Die Zahl der Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld gewährt 
wird, wird auf eine Sitzung pro Monat beschränkt. Das Sitzungsgeld beträgt 20 € je Sitzung. Finden an 
einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das 2,5-fache des zu 
gewährenden Sitzungsgeldes je Tag nicht überschreiten. 

 
(5) Einem sachkundigen Einwohner, der zum Mitglied eines beratenden Ausschusses bestellt wurde, wird 

eine Aufwandsentschädigung ausschließlich in Form von Sitzungsgeld in Höhe von 20 € je Sitzung 
gewährt. 

 
§ 4 

Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten in den Ortschaften. 
 
(1) Die monatliche Pauschale der Aufwandsentschädigung für ein Mitglied des Ortschaftsrates beträgt für 

die jeweiligen Ortschaften wie folgt: 
 
 Ortschaft Beuna    30 €  
 Ortschaft Geusa    35 € 
 Ortschaft Kötzschen    30 € 
 Ortschaft Meuschau    30 € 
 Ortschaft Trebnitz    24 € 
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(2) Die monatliche Pauschale der Aufwandsentschädigung des Ortsbürgermeisters beträgt für die 

jeweiligen Ortschaften wie folgt: 
 

Ortschaft Beuna    255 €  
 Ortschaft Geusa    255 € 
 Ortschaft Kötzschen    255 € 
 Ortschaft Meuschau    255 € 
 Ortschaft Trebnitz    125 € 
 

Im Falle der Verhinderung des Ortsbürgermeisters für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr 
als einem Monat wird dem Stellvertreter für die über einem Monat hinausgehende Zeit eine 
Aufwandsentschädigung bis zur Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt. Die 
Aufwandsentschädigungen dürfen, auch soweit sie im Verhinderungsfall nebeneinander gewährt 
werden, insgesamt die Höhe derjenigen des Vertretenen nicht übersteigen. Die 
Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsfall wird nachträglich am ersten Tag des folgenden 
Monats gezahlt. 

 
(3) Ein Sitzungsgeld wird nicht gewährt. 
 

§ 5 
Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Tätigkeiten bei der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Ehrenamtlich tätigen Mitgliedern einer Freiwilligen Feuerwehr ist eine funktionsbezogene 

Aufwandsentschädigung in Form einer monatlichen Pauschale wie folgt zu gewähren.  
 
1. Stadtwehrleiter                       330 € 
2. stellvertretender Stadtwehrleiter, dem in seiner Funktion  

eine Führungsaufgabe dauerhaft mit einem  
eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist     165 € 

3. Ortswehrleiter         130 € 
4. Stadtjugendfeuerwehrwart        105 € 
5. Ortsjugendfeuerwehrwart          65 € 
6. Verantwortlicher für die Kinderfeuerwehren der Stadtfeuerwehr  105 € 
7. Verantwortlicher für Kinderfeuerwehren in Ortsfeuerwehren                  65 € 

 
Im Falle der Verhinderung für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als einem Monat wird 
dem Stellvertreter für die über einen Monat hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschädigung bis zur 
Höhe derjenigen des Vertretenen gewährt. Die Aufwandsentschädigungen dürfen, auch soweit sie im 
Verhinderungsfall nebeneinander gewährt werden, insgesamt die Höhe derjenigen des Vertretenen 
nicht übersteigen. Die Aufwandsentschädigung für den Verhinderungsfall wird nachträglich am ersten 
Tag des folgenden Monats gezahlt. 
 

(2) Ehrenamtlich tätige Mitglieder einer Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine monatliche Pauschale in 
Höhe von 10 €. 
 

(3) Ehrenamtlich tätige Mitglieder einer Freiwilligen Feuerwehr erhalten neben der pauschalen 
Aufwandsentschädigung folgende anlassbezogene Pauschale: 
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1. pro Einsatz         10 € 
2. pro Einsatz für aktive Atemschutzgeräteträger, Rettungstaucher  

und Mitglieder von Einheiten für spezielle Rettung  
aus Höhen und Tiefen                       5 € 

3. pro angeordneten Bereitschaftsdienst im Feuerwehrhaus      8 € 
 

§ 6 
Wegfall der Aufwandsentschädigung 

 
(1) Wird die ehrenamtliche Tätigkeit länger als drei Monate ununterbrochen nicht ausgeübt, entfällt der 

Anspruch auf die Zahlung einer Aufwandsentschädigung für die über drei Monate hinausgehende Zeit. 
 

(2) Für ehrenamtliche Ortsbürgermeister und ehrenamtlich tätige Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren, die ihr Ehrenamt länger als einen Monat ununterbrochen nicht ausüben, ist Abs. 1 
entsprechend anzuwenden. 
 

(3) Kommunalen Ehrenbeamten wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt, solange ihnen die Führung 
der Dienstgeschäfte verboten ist oder sie vorläufig des Dienstes enthoben wurden. 

 
Teil 3 

Ersatz des Verdienstausfalls 
 

§ 7 
Grundsatz für den Ersatz des Verdienstausfalls 

 
(1) Erwerbstätigen Personen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich 

entstandene und nachgewiesene entgangene Arbeitsverdienst ersetzt. Selbständigen wird auf Antrag 
der durch die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene und glaubhaft gemachte Verdienstausfall ersetzt. 
Der Ersatz des Verdienstausfalls ist begrenzt auf die Höhe von brutto 48 € je Stunde und auf maximal 
10 Stunden pro Tag. 
 

(2) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung wird 
erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger 
abgeführt wird. An Stelle eines Ersatzes kann privaten Arbeitgebern das weitergewährte 
Arbeitsentgelt unmittelbar erstattet werden. § 9 Abs. 4 und § 10 Abs. 1 des Brandschutzgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 8 
Verdienstausfallpauschale 

 
(1) Erwerbstätige Personen und Selbständigen, die die Höhe des Verdienstausfalls nicht nachweisen oder 

glaubhaft machen können, wird auf Antrag Verdienstausfall abweichend von § 7 in Form eines 
pauschalen Stundensatzes ersetzt (Verdienstausfallpauschale). Die Verdienstausfallpauschale beträgt 
19 € je Stunde und wird auf maximal 10 Stunden pro Tag begrenzt. 
 

(2) Personen, die keinen Verdienst haben, denen aber durch die für die ehrenamtliche Tätigkeit 
aufgewendete Zeit ein Nachteil entsteht, wird auf Antrag eine angemessene Pauschale in der Form 
eines Stundensatzes gewährt. Die Pauschale beträgt 13 € je Stunde und wird auf maximal 10 Stunden 
pro Tag begrenzt. 
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Teil 4 

Schlussvorschriften 
 

§ 9 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt ab 01.01.2025 in Kraft. 

 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Aufwandsentschädigungssatzung vom 10.12.2010 in der 

Fassung der 8. Änderungssatzung vom 26.04.2024 außer Kraft. 
 
ausgefertigt: Merseburg, den 02.12.2024 
 
Müller-Bahr       -Siegel- 
Oberbürgermeister                                                                                   
                                                                                                                                      (im Original gezeichnet und gesiegelt) 
 
 

Satzung über die Entschädigung ehrenamtlich Tätiger bei Wahlen, 
Abstimmungen und Entscheiden vom 02.12.2024 

(Erfrischungsgeldsatzung) 
 
 

Auf der Grundlage der §§ 8, 30, 32 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA, S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt und des 
Kommunalverfassungsgesetzes vom 16. Mai 2024 (GVBl. LSA S. 128, 132) sowie der Wahlgesetze und 
Wahlordnungen in ihrer jeweils gültigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt Merseburg in seiner 
öffentlichen Sitzung am 28.11.2024 folgende Satzung beschlossen:  

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 
(1) Diese Satzung regelt die Höhe von Entschädigungen bei der: 
 

1. Europawahl, 
2. Bundestagswahl, 
3. Landtagswahl, 
4. Kommunalwahl (Oberbürgermeisterwahl, Stadtratswahl, Ortschaftsratswahl Bürgerentscheiden), 
5. Volksentscheiden. 

 
(2) Sie gilt für die ehrenamtlichen Mitglieder der Wahlvorstände, Wahlausschüsse und 

Abstimmungsorgane. Nachfolgend genannte Regelungen für Wahlvorstände und Wahlausschüsse 
gelten sinngemäß für die jeweiligen Abstimmungsorgane. 
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§ 2 

Auslagenersatz 
 
Ehrenamtliche Mitglieder der Wahlausschüsse und Wahlvorstände erhalten auf Antrag Ersatz ihrer 
notwendigen Fahrkosten entsprechend der für die jeweilige Wahl geltenden gesetzlichen Regelungen.  
 

§ 3 
Entschädigung 

 
(1) Ehrenamtlichen Mitgliedern der Wahlausschüsse wird für die Teilnahme an einer Sitzung des 

Ausschusses eine Entschädigung in Höhe der für die jeweilige Wahl geltenden gesetzlichen Regelung, 
mindestens aber in Höhe von 25,00 EUR, gezahlt. 
 

(2) Ehrenamtliche Mitglieder der Wahlvorstände (Wahlhelfer und Hilfskräfte) in einem Wahllokal oder in 
einem Briefwahllokal erhalten für ihre Tätigkeit eine Entschädigung. Die Höhe richtet sich nach den 
folgenden Kriterien: 

 
1. für jedes Mitglied des Wahlvorstandes,     25,00 EUR 
2. Zuschläge für die Wahrnehmung besonderer Funktionen 

a) für die Tätigkeit des Wahlvorstehers,    25,00 EUR 
b) für die Tätigkeit des stellvertretenden Wahlvorstehers,  15,00 EUR 
c) für die Tätigkeit des Schriftführers.    15,00 EUR 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Merseburg in Kraft.  
 
ausgefertigt: Merseburg, den 02.12.2024 
 
Müller-Bahr       -Siegel- 
Oberbürgermeister                                                                                         
                                                                                                                                          (im Original gezeichnet und gesiegelt) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



                                                                                                                                                   Nr. 41 vom 12.12.2024                                                                                        

7 

 
3. Änderungssatzung  

zur Satzung zur Festlegung von Schulbezirken 
für Grundschulen in Trägerschaft der Stadt Merseburg  

(Grundschulbezirkssatzung – GrdSchulBS)  
vom 02.12.2024 

 
 

Aufgrund §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA 2014, 288) zuletzt geändert durch Gesetz vom 07. Juni 2022 (GVBl. LSA 
2021 S. 130), in Verbindung mit § 41 Abs. 1 S. 1 Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 09. August 2018 (GVBl. LSA 2018 S. 244) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 17. Januar 2023 (GVBl. LSA 2023 S.2) hat der Stadtrat Merseburg in seiner Sitzung am 
28.11.2024 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Der § 2 Abs. 3 wird hinsichtlich der Schulbezirke wie folgt geändert: 
 

„Schulbezirk 1, Merseburg-Nord - Grundschule „Joliot Curie“ 
 
Straßenzuordnung: 
 
Agnerstraße 
Alberichstraße 
Alois-Senefelder-Straße 
Alte Lauchstädter Straße 
Am Airpark 
Am Eichhornpark 
Am Stecknersberg 
Annemariental 
Basedowstraße 
Bertolt-Brecht-Straße 
Bottroper Straße 
Brandisstraße 
Bunsenstraße 
Châtilloner Straße 
Curiestraße 
Dieselstraße 
Dr.-Erhard-Hübener-Straße 
Eckehardtstraße 
Elisabeth-Schumann-Straße 
Ernst-Moritz-Arndt-Straße 
Erwinstraße 
Fichtestraße 
Fieselerstraße 
Fischweg 
Friedrich-Wöhler-Straße 
Fritz-Hofmann-Weg 
Fritz-Reuter-Straße 
Gaußstraße 
Genzanoer Straße 
Gerichtsrain (zwischen Hallesche Straße und Thomas-Müntzer-Straße) 
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Goethestraße  
Graf-von-Arnim-Straße 
Haackestraße 
Hallesche Straße 
Hansastraße 
Hans-Grade-Straße 
Hatheburgstraße (ab Markwardstraße) 
Henckelstraße 
Herrfurthstraße 
Hermann-Löns-Weg 
Hoppenhaupt-Straße 
Horststraße 
Hugo-Vogel-Straße 
Huttenstraße  

              Immanuel-Kant-Straße 
Jagdrain 
Junkersstraße 
Kastanienpromenade 
Klaprothstraße 
Knapendorfer Weg 
Ladegaststraße 
Luppestraße 
Lutherstraße 
Max-Planck-Weg 
Melanchthonstraße 
Mitscherlichweg 
Nernststraße 
Paracelsusweg 
Parkstraße 
Paul-Gerhardt-Straße 
Querfurter Straße 
Rademacherstraße 
Reinefarthstraße (ab Markwardstraße in Richtung Grundschule „Joliot Curie“) 
Robert-Koch-Straße 
Röntgenstraße 
Rudolf-Harbig-Straße 
Saalestraße 
Schiefweg 
Schillerstraße 
Schokholtzstraße 
Seebeckstraße 
Simon-Hoffmann-Straße 
Straße der Jugend 
Theodor-Körner-Straße 
Triebelstraße 
Trothastraße 
Von-Bayer-Straße 
Von-Behring-Straße 
Von-der-Recke-Straße 
Von-Harnack-Straße (ab Markwardstraße in Richtung Grundschule „Joliot Curie“) 
Von-Helmholtz-Weg 
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Von-Liebig-Weg 
Walter-Bauer-Straße 
Werner-Seelenbinder-Straße 
Zeppelinstraße 
Ziegelweg 
 
Schulbezirk 2, Merseburg-West - Grundschule „Otto Lilienthal“  
 
Straßenzuordnung: 
Am Goldgraben 
Amselweg 
Bergmannsring (von der Straße des Friedens bis Kreuzung Naundorfer Straße) 
Carl-Bosch-Straße 
Eberhard-Leibnitz-Straße 
Erftstraße 
Feldschlößchenweg 
Friedrich-Zollinger-Straße 
Fritz-Haber-Straße 
Fritz-Winkler-Straße 
Geusaer Straße (zwischen Thomas-Müntzer-Straße und OT Atzendorf) 
Häuerstraße 
Illweg 
Isselweg 
Kinzigweg 
Klobikauer Straße (zwischen Thomas-Müntzer-Straße und Gartenanlage „Zur Sülze“) 
Kyllweg 
Lahnweg 
Lippeweg 
Mainweg 
Moselweg 
Murgweg 
Naheweg 
Naumburger Straße zwischen B181 und Kreuzung Häuerstraße 
Naundorfer Straße  
Neffelbachweg 
Oeltzschnerstraße (außer 61 A-E, 66 A-D) 
Otto-Lilienthal-Straße (außer 64-120, gerade) 
Platz der Bausoldaten 
Rheinstraße 
Rotbachweg 
Rudolf-Bahro-Straße 
Ruhrweg 
Saarweg 
Salmweg 
Siegweg 
Straße des Friedens (von 1-26, 28 A-E, 30-36, gerade) 
Swiftbachweg 
Thomas-Müntzer-Straße (westliche Straßenseite) 
Ulmenweg 
Weidenweg 
Wupperweg 
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Schulbezirk 3, Merseburg-Mitte - Grundschule „Albrecht Dürer“   
 
Straßenzuordnung: 
 
Albrecht-Dürer-Straße 
August-Bebel-Straße 
Bithorn-Promenade 
Brotuffstraße 
Damaschkestraße 
Erzbergerstraße 
Fliederweg 
Friesenstraße 
Gartenstraße 
Geusaer Straße (zwischen Klobikauer Straße und Thomas-Müntzer-Straße) 
Gustav-Adolf-Straße 
Gutenbergstraße 
Hatheburgstraße (von August-Bebel-Straße bis einschließlich Markwardstraße) 
Ikarusstraße 
Jahnstraße 
Joachim-Quantz-Straße 
Klobikauer Straße (zwischen Geusaer Straße und Thomas-Müntzer-Straße) 
Lassallestraße 
Lauchstädter Straße (11-77) 
Markwardstraße 
Mondweg 
Nelkenweg 
Oeltzschnerstraße (61 A-E, 66 A-D) 
Otto-Lilienthal-Straße (64-120, gerade) 
Ottoweg 
Phönixweg 
Rainer-Zille-Straße 
Reinefarthstraße (von Lauchstädter Straße bis einschließlich Markwardstraße) 
Rektor-Block-Straße 
Rosa-Luxemburg-Straße 
Rosenweg 
Roter Feldweg 
Siegfriedstraße 
Steinstraße 
Thietmarstraße 
Thomas-Müntzer-Straße (von 9 bis 77, ungerade) 
Tulpenweg 
Veilchenweg 
Von-Harnack-Straße (von Lauchstädter Straße bis einschließlich Markwardstraße) 
Wilhelm-Liebknecht-Straße 
Ziolkowskistraße 
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Schulbezirk 4, Merseburg-Ost - Grundschule „Im Rosental“ 
 
Straßenzuordnung: 
 
Abbestraße 
Am Neumarkttor 
Am Saalehang 
Am Stadtpark 
Am Werder 
Amtshäuser 
An der Hoffischerei 
An der Klia 
Apothekerstraße 
Bahnhofsplatz 
Bahnhofstraße 
Brauhausstraße 
Breite Straße 
Brühl 
Bürgergarten 
Burgstraße 
Christianenstraße  
Dammstraße 
Domplatz 
Dompropstei 
Domstraße 
Entenplan 
Fasanerie 
Freiligrathstraße 
Georgstraße 
Gerichtsrain (zwischen Vor dem Klausentor und Hallesche Straße) 
Gotthardstraße 
Große Ritterstraße 
Grüner Markt 
Grüne Straße 
Haeckelstraße 
Hälterstraße 
Heinrich-Heine-Straße 
Herweghstraße 
Hohe Brücke 
Hohndorfer Weg 
Hölle 
Kirchstraße 
Kleine Ritterstraße 
Kloster 
König-Heinrich-Straße 
Krautstraße 
Lauchstädter Straße (1-10) 
Leinpfad 
Lessingstraße 
Leunaer Straße 
Leunaweg 
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Lindenaustraße 
Lindenstraße 
Marienstraße 
Markt 
Melchior-Brenner-Straße 
Meuschauer Straße 
Moestelstraße 
Mühlberg 
Naumburger Straße (von 27 bis 35, ungerade) 
Neumarkt 
Nulandtplatz 
Nulandtstraße 
Oberaltenburg 
Obere Burgstraße 
Ölgrube 
Poststraße 
Preußerstraße 

              Querstraße 
Rathenaustraße 
Rischmühle 
Rischmühlenschleuse 
Robert-Blum-Straße 
Rosental  
Roßmarkt 
Rudolf-Breitscheid-Platz 
Sand 
Schmale Straße 
Schreiberstraße 
Seffnerstraße 
Siegfried-Berger-Straße 
Sixtistraße 
Slawenweg 
Sonnenwinkel 
Sorbenweg 
Stänkergasse 
Stockgasse 
Stufenstraße 
Teichstraße 
Thilo-von-Trotha-Straße 
Tiefer Keller 
Unteraltenburg 
Venenien 
Vor dem Klausentor 
Wagnerstraße 
Weinberg 
Weiße Mauer 
Weißenfelser Straße 
Werderstraße 
Winkel 
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Ortsteil Meuschau 
 
Ortsteil Trebnitz 
 
Schulbezirk 5, Merseburg-Süd - Grundschule „Am Geiseltaltor“ 
 
Straßenzuordnung: 
 
Akazienweg 
Albert-Keller-Straße 
Alter Ahornweg 
An den Rohrackern 
Arthur-Scheibner-Straße 
Benndorfer Straße 
Bergmannsring (von der Kreuzung Naundorfer Straße in südliche Richtung) 
Beunaer Straße 
Birkenweg 
Blütenweg 
Buchenweg 
Drosselweg 
Erich-Weinert-Straße 
Erlenweg 
Feldstraße 
Finkenweg 
Florian-Geyer-Straße 
Förderstraße 
Geiseltalstraße 
Geschwister-Scholl-Straße 
Glückaufstraße 
Goldammerweg 
Kastanienallee 
Kirschweg 
Kötzschener Weg 
Lerchenweg 
Mittelfeldstraße 
Naumburger Straße – außer:  27 bis 35 (ungerade), 216, 218, 220, 222, 224, 226, 287, 

285 
zwischen B181 und Kreuzung Häuerstraße,  

Pappelallee 
Philipp-Müller-Straße 
Platanenweg 
Schillerplatz 
Siedlerweg 
Spergauer Weg 
Starweg 
Steigerstraße 
Stieglitzweg 
Straße des Friedens (von 27 außer 28 A-E, 30-36, gerade) 
Südstraße 
Thüringer Weg 
Unter den Eichen 
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Wernsdorfer Straße 
Wiesenweg 
Zscherbener Weg 
 
Schulbezirk 6, Merseburg (Geiseltal) - Grundschule Geusa  
 
Straßenzuordnung: 
 
Bergmannseck 
Clara-Zetkin-Straße 
Naumburger-Straße 216, 218, 220, 222, 224, 226, 287, 285 
Zwergstraße 
 
Ortsteil Atzendorf   
 
Ortsteil Beuna (Geiseltal) 
 
Ortsteil Blösien 
 
Ortsteil Geusa  
 
Ortsteil Zscherben“ 

 
Artikel 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
ausgefertigt: Merseburg, 02.12.2024 
 
Müller-Bahr       - Siegel -  
Oberbürgermeister                                                                          
                                                                                                                                            (im Original gezeichnet und gesiegelt) 
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1. Änderungssatzung 

zur Hauptsatzung der Stadt Merseburg vom 02.12.2024 
 
Auf der Grundlage des § 10 i.V.m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S.288), letzte Änderung vom 01.07.2024 (GVBl. LSA 
2014, 288) hat der Stadtrat der Stadt Merseburg in seiner Sitzung am 28.11.2024 folgende 1. 
Änderungssatzung zur Hauptsatzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
§ 12 Einwohnerfragestunde wird ersatzlos gestrichen. 
§ 15 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgenden Wortlaut: „Kötzschen, bestehend aus dem Gebietsteil Kötzschen (siehe 
Anlage 1 Gebietskarte und Straßenliste)“ 
§ 17 Einwohnerfragestunde in den Ortschaftsräten wird ersatzlos gestrichen. 

 
 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 

ausgefertigt: Merseburg, 02.12.2024 
 
Müller-Bahr      -Siegel- 
Oberbürgermeister                                                                  
                                                                                                                                          (im Original gezeichnet und gesiegelt) 
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Neufassung der 

Parkgebührenordnung der Stadt Merseburg 
(Parkgebührenordnung - ParkGebO) vom 02.12.2024 

 
Auf der Grundlage des § 6a Abs. 6, 7 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 
21. November 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 315), der §§ 6 und 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes 
vom 21. April 2023 (GVBl. LSA S. 209) in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Parkgebühren des Landes 
Sachsen-Anhalt (ParkG VO) vom 4. August 1992 (GVBl. LSA S. 645), geändert durch § 1 ÄndVO vom 25. 
Dezember 2023 (GVBl. LSA S. 22), hat der Stadtrat der Stadt Merseburg in der Sitzung am 28.11.2024 
folgende Ordnung beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Für das Parken auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen der Stadt Merseburg sowie bei 

Großveranstaltungen werden Gebühren erhoben. 
(2) Der Geltungsbereich der Parkgebührenordnung umfasst gemäß Übersichtsplan:  

 
1. im Norden: Lindenstraße, Weiße Mauer, An der Hoffischerei, Hälterstraße, Unteraltenburg, 

Georgstraße, Oberaltenburg, Mühlberg, Königsmühle, 
2. im Süden: Bundesstraße 181, Rischmühleninsel, 
3. im Osten: die Saale, den Neumarkt und die Meuschauer Straße,  
4. im Westen: Weißenfelser Straße, Teichstraße, Wilhelm-Liebknecht-Straße, Rainer-Zille-Straße. 

 
(3) Die Flächen der Straßen mit ihren Parkierungsanlagen sind eingeschlossen. Die gebührenpflichtigen 

Parkflächen sind zeitlich unbegrenzt nutzbar. Eine angemessene Anzahl von Stellplätzen können durch 
Dauerparker oder Bewohnerparker genutzt werden, soweit auf Parkflächen die Berechtigung für 
solche Parker ausgewiesen ist. 

 
§ 2 

Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner ist der verantwortliche Fahrer, welcher das Fahrzeug im parkgebührenpflichtigen 
Verkehrsraum abstellt bzw. der Erlaubnisnehmer des Dauerparkausweises. 
 

§ 3 
Gebührenpflicht 

 
(1) Soweit das Parken auf öffentlichen Straßen und Plätzen nur mit einer Parkuhr, per Parkapp 

(Handyparken) oder nur mit einem Parkschein/Parkberechtigung zulässig ist, der aus einem 
aufgestellten Parkscheinautomaten oder anderen Einrichtungen zur Überwachung der Parkzeit 
entnommen werden kann, werden Gebühren nach Maßgabe dieser Parkgebührenordnung erhoben. 

(2) Die Parkgebühren gemäß Absatz 1 können auch anderweitig im Rahmen des zweckbestimmten 
elektronischen oder digitalen Zahlungsverkehrs entrichtet werden. 

(3) Unberührt bleibt die Befugnis, Anwohnerinnen und Anwohner mit Sonderparkberechtigung 
(Anwohnerparkausweise) von der Gebührenpflicht auszunehmen sowie ausnahmsweise im Rahmen 
von Stadtmarketingaktionen von der Gebührenerhebung für einige Stunden oder einen Tag 
abzusehen. 
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(4) Bei Großveranstaltungen können die Gebühren durch beauftragte Personen erhoben werden. Dafür 

kann sich die Stadt Merseburg auch Dritter bedienen. 
(5) Andere Formen der Entrichtung der Parkgebühren können durch die Stadt Merseburg zugelassen 

werden. 
§ 4 

Kurzzeitparken 
 
(1) Die Parkgebühren für Kurzzeitparken betragen vorbehaltlich hiervon abweichender Regelungen 

gemäß Absatz 2 und 4 je angefangene halbe Stunde Parkzeit 0,50 Euro. Die Parkgebühren sind an den 
Parkuhren oder Parkscheinautomaten bzw. in der Parkapp ausgewiesen.  

(2) Zu Großveranstaltungen können für Kurzzeitparken abweichende Parkgebühren erhoben werden. 
(3) Im Bereich des Hauptbahnhofes (P&R Bahnhof und P&R Westanbindung) wird darüber hinaus 

Tagesparken angeboten. Die Parkgebühren betragen dabei für einen Tag (24 Stunden) 3,00 Euro. Der 
Parkzeitraum kann bis maximal 14 Tage gewählt werden. 

(4) Wenn die spezifische Situation von öffentlichen Einrichtungen oder Ladengeschäften es erfordert, 
kann für die Erhebung von Gebühren im Einzelfall auch ein kleineres Zeitintervall als 30 Minuten mit, 
abgeleitet von Absatz 1, anteiligen Gebühren festgelegt werden. 

 
§ 5 

Dauerparken 
 
(1) Die Stadt Merseburg stellt im öffentlichen Verkehrsraum eine begrenzte Anzahl von Dauerparkplätzen 

zur Verfügung, die von Berechtigten mit Dauerparkausweisen genutzt werden dürfen.  
(2) Der Dauerparkausweis ist fahrzeuggebunden (die Angabe von einem Alternativfahrzeug ist möglich), 

nicht übertragbar und nur für den jeweiligen, durch Beschilderung ausgewiesenen Parkbereich, gültig. 
Der Dauerparkausweis begründet keinen Anspruch auf einen Stellplatz, falls der zugewiesene 
Parkplatz belegt oder nicht nutzbar sein sollte. Der Dauerparkausweis berechtigt nicht zum 
kostenlosen Parken auf anderen Parkplätzen.  

(3) Die Dauerparkausweise werden auf Antrag ausgegeben. Berechtigt zur Antragstellung sind: 
1. Arbeitnehmer innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung,  
2. Arbeitgeber innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung für ihre Arbeitnehmer, 
3. Bewohner, die mit ihrem Hauptwohnsitz innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung 

gemeldet sind und keinen Anspruch auf einen Bewohnerparkausweis haben. 
(4) Ein Rechtsanspruch auf die Ausstellung eines Dauerparkausweises besteht nicht. 
(5) Das Recht auf Nutzung eines Dauerparkplatzes besteht nicht, wenn die Straßenverkehrsbehörde den 

Parkplatz im öffentlichen Interesse sperrt.  
(6) Die Parkgebühren für Dauerparken betragen wie folgt: 

1. für befestigte Parkflächen: monatlich 40,00 Euro oder jährlich 380,00 Euro. 
2. für unbefestigte Parkflächen: monatlich 30,00 Euro oder jährlich 320,00 Euro.   

(7) Die Kündigung eines Dauerparkausweises erfolgt monatlich zum Monatsende. Sie muss schriftlich bis 
zum 15. des Vormonats bei der Stadt Merseburg eingegangen sein. 

(8) Bei Verlust oder Beschädigung des Dauerparkausweises haftet der Ausweisinhaber. Die Gebühr für die 
Ausstellung eines Ersatzausweises beträgt 15,00 Euro. Eine Rückerstattung bereits bezahlter Gebühren 
erfolgt nicht. 
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§ 6 

Bewirtschaftungszeiten 
 

(1) Parkgebühren für das Kurzzeitparken werden Montag bis Freitag in der Zeit von 7.00 bis 17.00 Uhr 
erhoben. 

(2) Die Höchstparkdauer für das Kurzzeitparken wird auf 5 Stunden begrenzt. 
(3) Für die Parkplätze Lauchstädter Straße (P6 Stadtverwaltung), Hälterstraße (P1 Schlossparkplatz) und 

Thilo-von-Trotha-Straße (P3 Zentrum) wird für die erste halbe Stunde Parkzeit keine Parkgebühr 
(sogenannte Brötchentaste) erhoben. 

(4) Für die Parkplätze P&R Bahnhof und P&R Westanbindung (P7) ist es zusätzlich möglich, bis zu 15 Tage 
über 24-Stunden-Tickets zu parken. 

 
§ 7 

Entstehung, Fälligkeit und Ende der Gebührenschuld 
 
(1) Die Gebührenschuld entsteht für Kurzzeitparken mit dem Parken eines Fahrzeuges auf der öffentlichen 

Parkfläche. Die Gebührenschuld wird mit der Entstehung fällig. 
(2) Die Gebührenschuld für Dauerparken entsteht mit dem Parken eines Fahrzeuges auf der öffentlichen 

Parkfläche. Die Gebühr wird spätestens 14 Tage nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig und 
wird ausschließlich im Lastschriftverfahren eingezogen. 

(3) Wird eine auf Zeit genehmigte Dauerparkkarte (Monatszahler) nicht in vollem Umfang in Anspruch 
genommen, so besteht kein Anspruch auf Erstattung bereits entrichteter Gebühren. Bei Kündigung der 
Dauerparkkarte (Jahreszahler) besteht Anspruch auf Rückerstattung erst ab dem auf die Kündigung 
folgenden Monat. Die Vergünstigung als Jahreszahler wird mit der Kündigung der Dauerparkkarte 
hinfällig und mit der Rückerstattung verrechnet. 

 
§ 8 

Billigkeitsregelung 
 
Ansprüche aus dem Abgabenschuldverhältnis können entsprechend § 13a KAG LSA ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des 
Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder teilweise erlassen werden. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1. den Dauerparkausweis vervielfältigt, verändert oder ihn unbefugten Dritten zur Verfügung 

stellt oder nicht auf Aufforderung zurückgibt, 
2. einen für ungültig erklärten Dauerparkausweis weiter nutzt. 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können mit einem Ordnungsgeld geahndet werden. Die 

Geldbuße beträgt mindestens 5 € und höchstens 1.000 €. Für das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung. 

(3) Die Stadt behält sich das Recht vor, in Fällen von Ordnungswidrigkeiten den Ausweisinhaber von der 
weiteren Vergabe von Dauerparkausweisen auszuschließen. 
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§ 10 

Umsatzsteuer 
 
Sollten die Parkgebühren ab dem 01.01.2025 der Umsatzsteuer unterliegen, ist diese, in der gesetzlichen 
Höhe von derzeit 19%, in den Parkgebühren enthalten. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Parkgebührenordnung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Parkgebührenordnung tritt die Parkgebührenordnung der Stadt Merseburg 

vom 01.03.2016 außer Kraft. 
 
ausgefertigt: Merseburg, den 02.12.2024 
 
Müller-Bahr       -Siegel- 
Oberbürgermeister                                                                                
                                                                                                                                          (im Original gezeichnet und gesiegelt) 

 
Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-Hebesätze 
der Stadt Merseburg ab dem Jahr 2025 vom 02.12.2024 

(Hebesatzsatzung) 
 

Aufgrund der §§ 1, 25 und 28 des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) in der ab 
01.01.2025 geltenden Fassung des Gesetzes zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts vom 
26.11.2019 (BGBl. I S. 1794), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16.12.2022 (BGBl. I S. 
2294); der §§ 1, 4 und 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Neufassung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), 
zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27.03.2024 (BGBl. I S. 108) und des § 8 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.05.2024 (GVBl. LSA S. 
128, 132) sowie der §§ 1, 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der 
Fassung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 
Dezember 2020 (GVBl. LSA S. 712) und der §§ 1, 2 und 3 des Grundsteuerhebesatzgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt in der am 08.11.2024 in Kraft getretenen Fassung (Veröffentlichung am 07.11.2024 im 
GVBl. LSA 2024 S.312) hat der Stadtrat der Stadt Merseburg in seiner Sitzung am 28.11.2024 die folgende 
Satzung beschlossen. 

§ 1  
Hebesätze 

 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der Stadt Merseburg ab dem Haushaltsjahr 
2025 wie folgt festgesetzt:  
 

1. Grundsteuer 
a) gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrStHsG LSA 

für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A)  444 v. H. 
b) für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 GrStHsG LSA benannten Grundstücke  

(Grundsteuer B) – Nichtwohngrundstücke, unbebaute Grundstücke 945 v. H. 
c) für die in § 1 Abs. 1 Nr. 3 GrStHsG LSA benannten Grundstücke  

(Grundsteuer B) – Wohngrundstücke  419 v. H. 
2. Gewerbesteuer   404 v. H.  
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§ 2  

Fälligkeit der Kleinbeträge bei der Grundsteuer 
 

Die Grundsteuer wird abweichend von § 28 Abs. 1 Grundsteuergesetz, wonach sie zu je einem Viertel ihres 
Jahresbetrages am 15. Februar, am 15. Mai, am 15. August und 15. November zu zahlen ist, für 
Kleinbeträge wie folgt fällig: 
 

1. am 15. August mit ihrem Jahresbetrag, wenn dieser 15 Euro nicht übersteigt,  
2. am 15. Februar und 15. August zu je einer Hälfte ihres Jahresbetrags, wenn dieser 30 Euro nicht 

übersteigt.  
§ 3  

Inkrafttreten  
 

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Hebesatzsatzung vom 19.12.2017 außer Kraft. 
 
 
ausgefertigt: Merseburg, den 02.12.2024 
 
 
Müller-Bahr      -Siegel- 
Oberbürgermeister                                                                  
                                                                                                                                          (im Original gezeichnet und gesiegelt) 
 
 
Bekanntmachung zur Grundsteuer für das Jahr 2025 für die Stadt Merseburg 

I. Grundsteuer 

Gemäß Hebesatzsatzung der Stadt Merseburg, beschlossen in der Sitzung des Stadtrates am 
28.11.2024, wird für das Jahr 2025 der Hebesatz für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
(Grundsteuer A) auf 444% und für die Grundstücke (Grundsteuer B) differenzierte Hebesätze für 
Nichtwohngrundstücke und unbebaute Grundstücke auf 945% und für Wohngrundstücke auf 
419% festgesetzt. 

Die Stadt Merseburg erlässt eine neue Hebesatzsatzung, da auf Grund des 
Grundsteuerreformgesetzes das bisherige Recht zum Ende des Jahres Kraft gesetzlicher 
Anordnung seine Wirksamkeit verliert. Die aktuell bestandskräftigen Grundsteuerbescheide sind 
somit nur noch bis zum 31.12.2024 gültig.   

Aus diesem Grund werden im ersten Halbjahr 2025 an alle Steuerpflichtigen die 
Steuerbescheide für die Grundsteuer versendet. 

Hinweis:  

Grundsätzlich wird gemäß § 28 GrStG der festgesetzte Jahresbetrag der Grundsteuer 2025 in 
Teilbeträgen zu je einem Viertel am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig.  
Die Grundsteuern, die den Jahresbetrag von fünfzehn Euro nicht übersteigen, werden zum 15. 
August fällig. Die Grundsteuern bis zu einem Jahresbetrag von dreißig Euro werden mit je der  
Hälfte des Jahresbetrages am 15. Februar und 15. August fällig. 
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Für Steuerpflichtige mit gleichbleibendem Kassenzeichen, die von der Möglichkeit des § 28 Abs. 
3 des Grundsteuergesetzes Gebrauch gemacht haben, wird die Grundsteuer in einem Betrag am 
01. Juli 2025 fällig. 

Die Fälligkeitstermine nach § 28 GrStG schließen jedoch nicht aus, dass durch einen 
Grundsteuerbescheid ein eigener Fälligkeitstermin festgelegt wird. Dies ist insbesondere der 
Fall, wenn die Grundsteuer für die Vergangenheit festgesetzt oder nacherhoben werden muss. 
Die Fälligkeit ergibt sich in diesen Fällen unmittelbar aus dem Grundsteuerbescheid. 

Durch die ggf. Veränderungen der Fälligkeiten, der Grundsteuerhöhe und des Kassenzeichens 
des Objektes ist eine Überprüfung und Anpassung bei bestehenden Daueraufträgen 
erforderlich. 

Des Weiteren sind neue SEPA-Lastschriftmandate einzureichen, wenn neue Kassenzeichen 
vergeben worden sind.  

II. Gewerbesteuer 

Für das Jahr 2025 gilt für die Gewerbesteuer der gleiche Hebesatz wie für das Jahr 2024.  

Vorbehaltlich der Erteilung schriftlicher Gewerbesteuerbescheide wird für diejenigen 
Steuerschuldner, die für das Jahr 2025 die gleiche Gewerbesteuer-Vorauszahlungen wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, die Gewerbesteuer-Vorauszahlung hiermit durch öffentliche 
Bekanntmachung festgesetzt. 

Mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Steuerfestsetzung treten für die 
Steuerpflichtigen die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tage ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre.  

Die Gewerbesteuer-Vorauszahlung wird zu je einem Viertel des Jahresbetrags am 15. Februar 
2025, 15. Mai 2025, 15. August 2025 und 15. November 2025 fällig.  

Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb einer Frist von einem Monat, die mit dem Ablauf 
des Tages dieser Bekanntmachung zu laufen beginnt, Widerspruch erhoben werden. Der 
Widerspruch ist bei der Stadt Merseburg, Lauchstädter Str. 1-3, 06217 Merseburg, schriftlich 
oder zur Niederschrift einzulegen. 
Ein Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung; er befreit nicht von der Pflicht zur 
fristgemäßen Zahlung der Steuern. 
 
Merseburg, den 10.12.2024 
 
gez. Müller-Bahr 
Oberbürgermeister  
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Bekanntmachung 

über die Beteiligung der Öffentlichkeit zum 4. Entwurf des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Merseburg gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Die Stadt Merseburg verfolgt bereits über einen langen Zeitraum das Ziel der Aufstellung eines 
Flächennutzungsplanes.  
Im Jahr 2012 wurde die Weiterführung des Bauleitplanverfahrens in Form einer Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes Merseburg für das seit dem 01.01.2010 geltende Gemeindegebiet 
der Stadt Merseburg beschlossen. Dabei sind die wirksamen Flächennutzungspläne der 
Ortschaften Beuna (seit 04.02.2004) und Geusa (seit 02.06.2006) zu berücksichtigen.  
Mit dem in der Sitzung des Stadtrates am 26.02.2015 (Beschluss-Nr. 27/04 SR/15) gebilligten  
3. Entwurf des Flächennutzungsplanes Merseburg wurden die Öffentlichkeit, die Träger öffent-
licher Belange und die Nachbargemeinden beteiligt. Diese Beteiligung ist im Rahmen der Neu-
aufstellung als frühzeitige Beteiligung zu bewerten. Danach ruhte das Verfahren aus den ver-
schiedensten Gründen, bis Ende des Jahres 2022 das Aufstellungsverfahren zum Flächen-
nutzungsplan Merseburg wieder aufgenommen wurde.  
Aufgrund zwischenzeitlich geänderter raumordnerischer, bundes-, landes- und regionalplane-
rischer Vorgaben sowie der beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskonzepte der Stadt, 
aber auch aufgrund geänderter städtebaulicher Zielstellungen wurde der 4. Entwurf des Flä-
chennutzungsplanes erarbeitet. Dabei wurden die veränderten Rahmenbedingungen sowie die 
Hinweise aus den im Jahr 2015 eingegangenen Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung 
berücksichtigt, soweit diese noch aktuell sind.  
 
Der Stadtrat der Stadt Merseburg hat in seiner Sitzung am 28.11.2024 den 4. Entwurf des 
Flächennutzungsplanes gebilligt und ihn zur förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit, Behör-
den und Nachbargemeinden gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB bestimmt.  
 
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und der 4. Entwurf des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Merseburg in der Fassung Oktober 2024, bestehend aus der Planzeichnung, der 
Begründung nebst Anlagen 1-5 und dem Umweltbericht wird in der Zeit  
 

vom 07. Januar 2025 bis einschließlich 18. Februar 2025 
auf der Internetseite der Stadt Merseburg unter 
https://www.merseburg.de/de/allgemeine.html sowie auf der Beteiligungsplattform der Stadt 
unter https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/por-tal/Merseburg/beteiligung/themen und 
zusätzlich auf dem Internetportal des Landes Sachsen-Anhalt unter https://beteiligung.sachsen-
anhalt.de/portal/hauptportal/beteiligung/themen veröffentlicht.  
Ergänzend zur Veröffentlichung im Internet/Beteiligungsplattform liegen die o.g. Unterlagen im 
gleichen Zeitraum im Obergeschoss, Zimmer 1OG.08 des Stadtentwicklungsamtes der Stadt-
verwaltung Merseburg, Lauchstädter Straße 10 in 06217 Merseburg während der  
Dienststunden  
montags: von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr  
dienstags: von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr  
mittwochs: von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr  
donnerstags: von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr  
freitags: von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr  
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zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Für eine Einsichtnahme im Stadtentwicklungsamt wird 
möglichst um eine vorherige Terminvereinbarung unter stadtentwicklung@merseburg.de oder 
unter 03461 445401 gebeten.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind vorhanden und werden im Rahmen der Offen-
lage des 4. Entwurfes des Flächennutzungsplanes Merseburg zur Verfügung gestellt und 
offengelegt:  
 
• Stadt Merseburg: Fachkonzept Klima und Grün, Entwurf, 21.10.2024  

• StadtLandGrün: Umweltbericht zum 4. Entwurf des Flächennutzungsplanes der Stadt  
             Merseburg, Stand Oktober 2024  
             Schutzgut Mensch, Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt, Boden, Fläche, Wasser, Luft,  
             Klima, Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  
 
Nachfolgend benannte umweltbezogene Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange, welche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung im Zeitraum vom 
23.03.2015 bis einschließlich 24.04.2015 eingingen, liegen vor. Es wird darauf hingewiesen, dass 
aufgrund der großen Zeitspanne zwischen der erfolgten frühzeitigen Beteiligung im Jahr 2015 
und der nunmehr durchzuführenden förmlichen Beteiligung zum 4. Entwurf mit Stand Oktober 
2024 die im Jahr 2015 vorgebrachten Hinweise aufgrund zwischenzeitlich erfolgter veränderter 
Rahmenbedingungen und städtebaulicher Zielstellungen nicht dem aktuellen Stand 
entsprechen.  
• Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd vom 28.04.2015 – Schutzgut  
             Boden  
• Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt vom 30.04.2015 – Schutzgut  
             Boden, Wasser  
• Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt vom 21.04.2015 –  
             Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  
• • Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt vom  

29.06.2015 – Schutzgut Wasser  
• Landkreis Saalekreis vom 24.04.2015 – Schutzgut Mensch, Tiere, Pflanzen und  
             Biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige 
             Sachgüter  
• LMBV Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH vom  
             30.04.2015 – Schutzgut Boden, Wasser  
 
Während des Zeitraumes der Veröffentlichung im Internet und der Möglichkeit der Einsicht-
nahme können von jedermann Stellungnahmen vorgebracht werden. Die Stellungnahmen sind 
elektronisch an stadtentwicklung@merseburg.de zu übermitteln, können aber auch auf andere 
Weise, z.B. schriftlich und/oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Merseburg, Stadtent-
wicklungsamt, Lauchstädter Straße 10, 06217 Merseburg, abgegeben werden.  
Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen mitgeteilt wird, ist die Angabe der An-
schrift des Verfassers zweckmäßig.  
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Nicht fristgemäß abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte oder nicht 
hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Be-
deutung ist (§ 3 Abs. 2 Satz 4 zweiter Halbsatz BauGB i.V.m. § 4a Abs. 5 BauGB).  
Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbänden:  
Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) ist 
in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit 
allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder 
nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB).  
Hinweise zum Datenschutz:  
Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass Dritte (Privatpersonen) mit der Abgabe einer  
Stellungnahme der Verarbeitung ihrer angegebenen Daten, wie Name, Adressdaten und E-
Mailadressen zustimmen. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, 
erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung nach Abschluss des Verfahrens. 
Gemäß Art. 6 Abs. 1e EU-DSGVO werden die Daten im Rahmen des Bauleitplanverfahrens für 
die gesetzlich bestimmten Dokumentationspflichten und für die Informationspflicht Ihnen 
gegenüber genutzt.  
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt: „Informationspflichten bei der Er-
hebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB (Art. 13 DSGVO)“, 
welches ebenfalls veröffentlicht und ausgelegt ist.  
 
Merseburg, den 09.12.2024  
gez. Müller-Bahr  
Oberbürgermeister 
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